
 

1 

LEGAL UPDATE COMPLIANCE 
Frankfurt / Köln, 01.02.2023 

Änderungen im Transparenzregister durch das 
Sanktionsdurchsetzungsgesetz II 

Arne Engels 

Das Sanktionsdurchsetzungsgesetz II1 beinhal-
tet zahlreiche Änderungen bei der Durchset-
zung von Sanktionen. Neben der Einführung der 
Zentralstelle für Sanktionsdurchsetzung gab es 
auch andere Änderungen. So wurden durch das 
Gesetz auch die Vorgaben geschaffen, um den 
Grundbesitz in das Transparenzregister stärker 
einzubinden (hierzu unter 1.). Daneben haben 
Immobilien und Immobilienbesitzer ein beson-
deres Augenmerk der Änderungen in den Vor-
gaben zum Transparenzregister erhalten 
(hierzu unter 2.). Besondere Bedeutung hat da-
bei, dass die Eintragungspflicht in das Transpa-
renzregister grundsätzlich nun auch alle auslän-
dischen Gesellschaften betrifft, die über Grund-
besitz in Deutschland verfügen (hierzu unter 3).  

Darüber hinaus gibt es Veränderungen bei der 
Bearbeitung von Unstimmigkeitsmeldungen, die 
alle im Transparenzregister geführten Rechts-
einheiten betreffen (dazu unter 4.) 

In diesem Legal Update wird nicht eingegangen 
auf andere Änderungen durch das Sanktions-
durchsetzungsgesetz II. Dies betrifft sowohl die 
Einführung der Zentralstelle für Sanktions-
durchsetzung selbst, aber auch die Pflichten der 
Notare durch die neueingeführten Vorschriften 
des Geldwäschegesetzes (insbesondere die 
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§§ 16a und 23b des Gesetzes über das Aufspü-
ren von Gewinnen aus schweren Straftaten 
(Geldwäschegesetz – GwG), wobei letzterer 
erst zum 01.01.2026 in Kraft tritt.). 

1. Definition der Immobilien im Geldwä-
schegesetz ab 2023 

Mit dem neuen § 1 Abs. 7a GwG werden Immo-
bilien definiert als „Grundstücke, grundstücks-
gleiche Rechte und Miteigentumsanteile an 
Grundstücken, die im Bestandsverzeichnis ei-
nes Grundbuchblattes aufgeführt sind.“ Diese 
Definition wird benötigt, um Immobilien im vor-
stehenden Sinne und die Immobilieneigentümer 
im Transparenzregister mit zu berücksichtigen. 

2. Berücksichtigung der Immobilien im 
Geldwäschegesetz 2023 

Der neu eingefügte § 19a GwG regelt die Auf-
nahme der wesentlichen Immobiliendaten in 
das Transparenzregister, sofern die Immobilien 
registerpflichtigen juristischen Personen zuzu-
ordnen sind. Zu diesen Angaben gehören: 

 das zuständige Amtsgericht, 
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 der Grundbuchbezirk, 
 die Nummer des Grundbuchblattes, 
 alle im Bestandsverzeichnis des Grund-

buchblattes eingetragenen Grundstücke, je-
weils mit 

- Gemarkung, 
- Flur und 
- Flurstück, 

 Art und Umfang der Berechtigung sowie 
 Beginn und Ende der Berechtigung. 
 

Gemäß dem ebenfalls neuen § 19b Abs. 1 GwG 
sind die Grundbuchämter verpflichtet, die be-
reits strukturiert vorliegenden Daten bis zum 
31.07.2023 (mit Stand der Daten bis zum 
30.06.2023) an die registerführende Stelle, also 
das Transparenzregister, zu übermitteln. Hierzu 
gehören neben den Daten des § 19a GwG auch  

 Name oder Firma, 
 Sitz, 
 Registergericht, 
 Registerart, 
 Registernummer, 
 Datum der Eintragung. 
 

Ab dem 01.07.2023 sind die Änderungsdaten 
unmittelbar zu übermitteln (§ 19 Abs. 2 GwG). 
Das Transparenzregister hat die Aufgabe, die 
erhaltenen Daten mit den bereits vorhandenen 
Informationen zu verknüpfen (§ 19 Abs. 3 
GwG). 

Die entsprechenden Daten sind nach dem 
ebenfalls neugefassten § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
GwG über das Transparenzregister abrufbar. 

Sofern es hierbei zu Fehlern in der Zuordnung 
gekommen ist, besteht ab dem 01.01.2026 für 
eine Vielzahl von Verpflichteten (u.a. Banken 
und Notare) die Verpflichtung eine entspre-
chende Unstimmigkeitsmeldung abzugeben 
(§ 23b GwG iVm Art, 23 Sanktionsdurchset-
zungsgesetz II zum Inkrafttreten der Vorschrift). 

3. Berücksichtigung der Immobilienei-
gentümer 

Seit Ende des Jahres 2022 besteht eine grund-
sätzliche Eintragungspflicht für alle privatrecht-
lich organisierten deutschen Gesellschaften im 
Transparenzregister. Auch bislang waren die 
ausländischen Gesellschaften verpflichtet, sich 
eintragen zu lassen, sofern sie sich verpflichte-
ten, Eigentum an einer im Inland gelegenen Im-
mobilie zu erwerben. 

Diese Verpflichtungen sind nun dahingehend-
verschärft worden, als dass auch alle ausländi-
schen Gesellschaften, die bereits Immobilien 
halten, ebenfalls der Transparenzregisterpflicht 
unterliegen (§ 20 Abs. 1 S.2 GwG). 

4. Änderungen bei der Bearbeitung von 
Unstimmigkeitsmeldungen 

Wie bereits bekannt, besteht eine Verpflichtung 
der nach dem GwG Verpflichteten, Unstimmig-
keiten zu melden. Solche liegen demnach im-
mer dann vor, wenn die eigene Prüfung der Ver-
pflichteten zum wirtschaftlich Berechtigten zu 
abweichenden Ergebnissen der Angaben im 
Transparenzregister geführt hat. Begründet 
wird dies damit, dass die registerpflichtige Ein-
heit die Angaben im Transparenzregister selbst 
bereitstellt und kein Guter Glaube an die Infor-
mationen besteht. Da jeder Verpflichtete zur ei-
genen Durchführung der Prüfung verpflichtet 
ist, dient die Unstimmigkeitsmeldung der Kon-
trolle der Eintragung. 

Bislang reichte der Erstatter eine solche Un-
stimmigkeitsmeldung nach § 23a GwG beim 
Transparenzregister ein. Dieses hat sodann die 
entsprechende Rechtseinheit angeschrieben 
und um Aufklärung gebeten. Entsprechende, 
die Richtigkeit der Eintragung nachweisende, 
Dokumente wurden dabei von der Rechtseinheit 
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nur dem Transparenzregister zum Zwecke der 
Aufklärung übergeben.  

Nach der nunmehrigen Neufassung des § 23a 
Abs. 5 GwG in den Sätzen 2 und 3, erhält der 
Erstatter der Unstimmigkeitsmeldung nunmehr 
nicht nur die Angaben zum ermittelten wirt-
schaftlich Berechtigten, sondern auch die dazu-
gehörenden Dokumente übersandt. Dies führt 
nun dazu, dass Stimmrechtsbindungs-Verein-
barungen, Treuhandvereinbarungen etc., die 
bislang ausschließlich dem Transparenzregis-
ter zur Prüfung der Eintragung übersandt wur-
den auch unmittelbar dem Verpflichteten als Er-
statter der Unstimmigkeitsmeldung zugesandt 
werden, verbunden mit der Einschränkung, 
diese nur für die KYC-Prüfung zu verwenden.  

Auswirkungen auf die aktuelle Praxis 

Auswirkungen auf Verpflichtete 

Für die Verpflichteten nach dem GwG ändert 
sich bislang nur wenig. Eine Verpflichtung zum 
Abgleich der Immobilien mit den Angaben im 
Transparenzregister tritt erst zum 01.01.2026 in 
Kraft (Art. 23 des SDG II).  

Auswirkungen auf die Vereinigungen und 
Immobilienbesitzer 

An den bisherigen Verpflichtungen zur Eintra-
gung ins Transparenzregister ändert sich 
nichts, daher ist das Gesetz für die bislang be-
reits zur Eintragung Verpflichteten fast ohne Be-
deutung. 

Eine Änderung gibt es nur in den Bereichen, wo 
nach Unstimmigkeitsmeldungen nun auch wei-
tere Informationen an den Erstatter der Unstim-
migkeitsmeldung herausgegeben werden. Soll-
ten sich also bisher einzelne Vereinigungen im 
Rahmen von KYC-Prüfungen geziert haben, die 
Details und Unterlagen zur Ermittlung des/der 
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konkreten wirtschaftlich Berechtigten herauszu-
geben, ist dies nun obsolet, da die Unterlagen 
auch nach einer Unstimmigkeitsprüfung nun 
vorgelegt werden. Es wäre daher zu raten, ent-
sprechende Dokumente mit dem Vermerk der 
Vertraulichkeit nur im KYC-Prozess unmittelbar 
an die anfragenden Verpflichteten herauszuge-
ben, um Unstimmigkeitsmeldungen zu vermei-
den. 

Wesentliche Änderungen gibt es jedoch für aus-
ländische Gesellschaften, die in Deutschland 
Immobilien besitzen. Unklar ist dabei (auch 
nach der Gesetzesbegründung) noch, ob die 
Befreiungsnorm des § 20 Abs. 1 S. 3 GwG, wo-
nach eine Eintragung in einem anderen Trans-
parenzregister der EU ausreicht, auch für die 
Fälle des „Halten“ von Immobilien gelten soll. 
So sagt die Gesetzesbegründung hierzu wört-
lich:  

„Durch die Änderung sollen künftig alle Vereini-
gungen mit Sitz im Ausland, die Immobilienei-
gentum in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben, verpflichtet sein, sich ins Transparenzre-
gister einzutragen. Bisher galt dies nur für Neu-
erwerbsfälle. Die Änderung dehnt diese Pflicht 
– auch in Bezug auf den Erwerb im Rahmen des 
sog. Share Deals – auf die Bestandsfälle aus. 
Hierdurch wird eine höhere Transparenz bei in-
ländischem Immobilieneigentum durch auslän-
dische Vereinigungen gewährleistet. Eine Er-
gänzung von § 59 GwG räumt für die Bestands-
fälle eine angemessene Übergangsfrist ein.“2 

Die Übergangsfrist läuft bis 30.06.2023 nach 
der verkündeten Fassung des § 59 Abs. 13 
GwG. 
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Es ist daher aus anwaltlicher Vorsicht davon 
auszugehen, dass die Befreiungsnorm des Sat-
zes 3 jedenfalls für die bereits „haltenden“ Ge-
sellschaften nicht gelten soll. 

Auswirkungen auf die Öffentlichkeit 

Für die Öffentlichkeit haben die hier besproche-
nen Themen keine Auswirkung, da ihr nach der 

im Legal Update vom 09.12.2022 besprochenen 
Entscheidung des EuGH zur Zeit keine Aus-
kunftsrechte ohne Angaben von Gründen zu-
stehen.

 

Hinweis 
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